
sonntagszeitung.ch  |  27. August 201727. August 2017  |  sonntagszeitung.ch  Standpunkte 1918 Standpunkte

Der Bieler Imam Abu Ramadan Foto: SRF

Die andere Sicht von Peter Schneider

Oh Allah, ich bitte dich: 
Keine Sozialhilfe für 

Juden, Christen, Hindus, 
Russen und Schiiten! 

Trotzdem gibt es noch immer Krebs-
patienten, die sich der Schulmedi-
zin total verweigern. Wie eine neue 
Studie von US-Forschern nun zeigt, 
zahlen die Betroffenen für diese 
meist rein ideologische Entschei-
dung einen hohen Preis. Die Patien-
ten, die nur auf AM setzen, sterben 
in der Regel deutlich früher als kon-
ventionell therapierte Patienten. 

Dabei haben komplementär-
medizinische Methoden durchaus 
ihren Platz in der Behandlung von 
Krebs. Aber eben: nur «komple-
mentär», also ergänzend zu einer 
konventionellen Therapie, und nur 
dann, wenn alle Therapien auf-
einander abgestimmt sind. 

� Wissen�―�64

Steve Jobs, der charismatische 
Gründer von Apple, gilt auch sechs 
Jahre nach seinem Tod als Techno-
logie-Ikone. Kein Held war er da-
gegen im Umgang mit der eigenen 
Krebs erkrankung. Nach der Diag-
nose setzte er exklusiv auf alterna-
tiv-medizinische Therapien (AM). 
Erst als sein «neuro-endokriner Tu-
mor» so weit fortgeschritten war, 
dass eine Heilung nicht mehr mög-
lich war, suchte er Rettung bei der 
Schulmedizin. Leider ist Jobs zu 
spät zur Vernunft gekommen.

Damit Sie mich nicht missver-
stehen: Eine Garantie auf Heilung 
kann auch die Schulmedizin nicht 
bieten. Es ist gut möglich, dass Jobs 
auch gestorben wäre, wenn er von 

Alternativmedizin killt  
Krebspatienten

Wer wie Steve Jobs glaubt, nur mit alternativen Therapien Krebs heilen zu können, spielt mit seinem 
Leben. Als Therapie-Ergänzung kann die Komplementärmedizin aber sinnvoll sein, findet Nik Walter 

Anfang an auf Chemotherapie und 
Bestrahlung gesetzt hätte. Höchst-
wahrscheinlich hätte er aber deut-
lich länger gelebt und weniger ge-
litten. Fakt ist: Die Krebstherapie 
hat in den letzten Jahren grosse 
Fortschritte gemacht. Die meisten 
Krebsformen sind heute, wenn 
man sie früh genug entdeckt, gut 
therapierbar, bei einigen besteht 
sogar Hoffnung auf Heilung. 

Alles was unter dem Label AM 
läuft, ist dagegen so gut wie wir-
kungslos. Oder wie es der chirur-
gische Onkologe David Gorski im 
Blog Sciencebasedmedicine.org 
formuliert: «Der Einsatz von AM 
zur Krebsbehandlung ist wahr-
scheinlich ein Todesurteil.»

Nik Walter, 
Ressortleiter Wissen

Das Vertrauen in die Schweizer 
Hochseeflotte ist dahin. 215 Mil-
lionen Franken musste das Parla-
ment schon aufwerfen, um die ers-
ten zwölf überschuldeten Schiffe 
loszuwerden, die mit Bürgschaf-
ten des Bundes abgesichert waren. 
Nun wird klar: Im zuständigen 
Bundesamt wusste man bereits ab 
2008 ganz genau, dass viele der 
Schiffe mit grössten wirtschaftli-
chen Problemen zu kämpfen hat-
ten. Und dass deren Betreiber auf 
fragwürdige Weise Geld des Bun-
des zweckentfremdete.

Die Öffentlichkeit aber erfuhr 
erst Anfang dieses Jahres davon. 
Häppchenweise. Und nicht etwa, 
weil der Bundesrat darüber infor-

Der Bund macht lieber 
die Schotten dicht

Nach dem 215-Millionen-Debakel um die Hochseeflotte muss die Verwaltung viel mehr tun,  
um das Vertrauen der Bürger zurückzugewinnen, findet Christian Brönnimann 

mieren wollte, sondern weil ein 
Journalist die Affäre aufdeckte. 
Nun zeigen Recherchen, dass auch 
in den verbleibenden Schiffen, für 
die der Bund bürgt, grosse Risiken 
stecken. Insgesamt steht noch im-
mer mehr als eine halbe Milliarde 
Franken auf dem Spiel.

Wäre der Bund ein privates 
Unternehmen, würde er in so einer 
Krise alles daransetzen, das Ver-
trauen so schnell wie möglich zu-
rückzugewinnen. Mit vollständi-
ger Transparenz beispielsweise. 
Doch die Verwaltung lässt lieber 
die Rollläden runter. Das Gesuch 
der SonntagsZeitung um Einsicht 
in die Dokumente zur wirtschaft-
lichen Situation der Reedereien 

lehnten die Bundesjuristen mir 
nichts, dir nichts ab. Erst der 
Datenschutz- und Öffentlichkeits-
beauftragte Adrian Lobsiger brach-
te sie in einer Schlichtungsver-
handlung zum Einlenken.

Seit neustem lässt der Bund die 
Reedereien, die von seinen Garan-
tien profitieren, von deutschen Ex-
perten durchleuchten. Ist es zu viel 
verlangt, dass diese Evaluationen 
publik gemacht werden? Proaktiv 
und ohne Schlichtung? Als Steuer-
zahler möchte man wissen, was Sa-
che ist. Und nicht einfach im Nach-
hinein eine Rechnung präsentiert 
bekommen, die zwangsläufig be-
zahlt werden muss. 

 Wirtschaft�―�35

Christian Brönnimann, 
Redaktor Recherchedesk

Eine Annahme der Altersvorsorge 2020  würde 
die Probleme unserer Altersvorsorge nicht 
 lösen, sondern langfristig verschärfen. Nur weil 
Bundesrat und Parlament zu lange an dem 
schlechten Kompromiss gebastelt haben, sollte 
man ihm nicht zustimmen. Zum Glück gibt es 
viel bessere Alternativen. Langfristig können wir 
in der Schweiz nur so viel konsumieren, wie wir 
produzieren. Je älter wir aber werden, desto 
mehr konsumieren wir über das Leben. 
 Entsprechend müssen wir auch mehr 
 produzieren. Langfristig geht das nur, wenn die 
Lebensarbeitszeit steigt. Entscheidend ist allein, 
wie wir das erreichen. Der traditionelle Ansatz ist 
eine allgemeine Erhöhung des Rentenalters, also 
Zwang und Druck zur Altersarbeit. Als viel 
 bessere Alternative habe ich zusammen mit  
Ann Bauer einen dreiteiligen Reformvorschlag 
 entwickelt, der den Alten wirksame Anreize gibt, 
freiwillig länger zu arbeiten.

1. Rentenaufschub mit Beitragsrabatt: Statt 
Rentenalter 67, 68 oder 70 brauchen wir eine 
neue Art der Flexibilisierung des Rentenalters. 
Heute und auch mit Altersvorsorge 2020 können 
diejenigen Alten, die länger arbeiten, die Rente 
aufschieben, um dann später eine höhere Rente 
zu erhalten. Das lohnt sich aber nur, wenn man 

sehr alt wird. Viel 
 attraktiver wäre es, wenn 
einem bei Langzeitarbeit 
zwar die gleiche Rente 
wie ohne Langzeitarbeit, 
dafür aber sofort ein 
 Rabatt auf den Beiträgen 
an die 1. und 2. Säule 
gewährt würde. 
 Beispielsweise könnte 
man die Arbeitnehmer 
mit 55 entscheiden 
 lassen, ob sie bis  
67 arbeiten wollen. Den 
Langzeitarbeitern könnte 
man dann von 55 bis  
67 die Arbeitnehmer- 

und Arbeitgeberbeiträge für die 1. und 2. Säule 
grob geschätzt halbieren. Sie hätten ja bei einer 
 bedingten Lebenserwartung von etwa 85 Jahren 
neu noch 12 statt 10 Beitragsjahre, aber nur  
18 statt 20 Rentenjahre vor sich, und ein grosser 
Teil des Rentenkapitals ist mit 55 schon  
auf gebaut. So würde Arbeit bis 67 schnell üblich.

2. Teilbesteuerung von Altersarbeit: Sie gibt 
den Alten Anreize, auch über 67 hinaus zu 
 arbeiten. Arbeit zusätzlich zur Rente ist heute 
 unattraktiv, weil das Arbeitseinkommen mit dem 
Renteneinkommen zusammengezählt und so 
hoch besteuert wird. Inklusive der weiterhin 
 anfallenden AHV-Beiträge, die den Alten nichts 
mehr bringen, zahlen sie auf Arbeitseinkommen 
oft 40 bis gut 50 Prozent Steuern und Abgaben. 
Folglich ist die Problemlösung denkbar einfach: 
Die Steuern auf Einkommen aus der über 67 
 geleisteten Arbeit sollten stark gesenkt, 
 beispielsweise halbiert werden.

3. Steuermehreinnahmen für Altersvorsorge: 
Mit unserem Modell arbeiten viele Alte freiwillig 
wesentlich mehr als heute und zahlen so 
 insgesamt weit mehr Einkommens-, Vermögens- 
und Mehrwertsteuern als bisher. Diese 
 Steuermehreinnahmen sollten nicht einfach  
in die allgemeine Staatskasse fliessen und so 
das Staatswachstum antreiben, sondern gezielt 
in die Altersvorsorge gelenkt werden. So würde 
unsere Reform dann allen nützen: den lang-
arbeitenden Alten, den Arbeitgebern, der 
 Altersvorsorge und dadurch auch den 
 normalarbeitenden Alten sowie den Jungen!

«Wer nach 
67 weiter-
arbeitet, 
soll nur 
noch die 
Hälfte der  
Steuern 
zahlen»

Die bessere  
Rentenreform

Eichenberger

Prof. Dr. Reiner Eichenberger ist Ordinarius  
für Theorie der Finanz- und Wirtschaftspolitik  
an der Universität Freiburg (Schweiz) und   
 Forschungsdirektor von Crema, Center for Research 
in Economics, Management and the Arts.

Früher gab es im Medienhaus Tamedia zehn 
selbstständige Redaktionen für seine zehn 
abonnierten Tageszeitungen. Früher. 

Nun gibt für die zehn Tageszeitungen nur 
noch zwei Redaktionen, eine in der Deutsch-
schweiz und eine in der Westschweiz. Nur im 
Lokalteil unterscheiden sich die zehn Blätter 
noch. Diese Zentralisierung ist 
zwingend. Verlage müssen jour-
nalistische Synergien finden, 
wenn sie überleben wollen. Ta-
media tut darum das Richtige. 
Sie tut das Gleiche wie die NZZ-
Gruppe und Ringier.

Die Reaktion war dennoch vor-
hersehbar. Die Linke heulte auf. 
Von SP-Nationalrat Matthias Aebischer bis 
Grünen-Präsidentin Regula Rytz beklagte sie 
die Schreckvision vom «Einheitsbrei». Von Le-
serseite gab es kaum Proteste. Das war nicht 

verwunderlich, wie wir sehen werden. Wenn 
ich als Externer die Sachlage beurteilen soll, 
dann fällt mir als erster Unterschied auf: Politi-
ker wollen wiedergewählt werden. Leser wollen 
nicht wiedergewählt werden. Politiker sind 
 darum interessiert, dass es möglichst viele 
selbstständige Redaktionen gibt. Dann steigt 
ihre Chance, dass ihre ach so wichtigen Äus-

serungen irgendwo zitiert wer-
den. Ihre Warnung vor dem Ein-
heitsbrei ist bloss die Angst, zu 
selten in die Zeitung zu kommen.

Den Lesern hingegen ist 
 solcher Eigennutz fremd. Sie 
brauchen nur eine einzige 
 Zeitung. Von den Lesern des  
«Tages-Anzeigers» lesen zum 

Beispiel nur 0,7 Prozent auch die «Basler  
Zeitung» und nur 1,1 Prozent auch die «Berner 
Zeitung». Am häufigsten lesen sie noch die  
lokale Konkurrenz der NZZ. Aber auch dieser 

Wert ist tief. 85,5 Prozent der «Tages- 
Anzeiger»-Abonnenten lesen die NZZ nie.

Normalbürger sind mit einem einzigen Blatt 
also völlig zufrieden. Sie sind glücklich mit 
ihrem täglichen Einheitsbrei. Nur Politiker lesen 
mehr als eine Zeitung. Der Grund ist wenig 
überraschend. Politiker lesen ihre Blätter viel-
fach gratis, so wie sie auch kostenlos in der 
1.  Klasse Zug fahren. Die Verlage stellen ihnen 
Gratis-Abos zur Verfügung. Der Normalbürger 
hingegen muss bezahlen. Die Gratis-Abonnen-
ten aus der Politik meckern dann, was die 
 Verlagshäuser alles falsch machen. Sie sagen 
es aus etwas durchsichtigen Motiven, also 
gratis und franko.

Politiker lesen gratis – und meckern dann

Medienmacher

medienmacher@sonntagszeitung.ch

«Leser sind 
glücklich  
mit ihrem 
Einheitsbrei»

Kurt W. Zimmermann  
Chefredaktor «Schweizer Journalist»

Der August neigt sich dem Ende 
zu. Die Tage werden kühler, die 
Zeit der heissen, mückengeplag-
ten Nächte ist vorbei. In ein paar 
Tagen beginnt der September, die 
Theater starten ihr Herbstpro-
gramm, und jede Minute erscheint 
eine neue Mail in meinem Mailord-
ner. Der Monat August aber ist im 
Theaterbetrieb der tote Monat. 
Sechs Wochen lang gibt es keine 
Aufführungen, und alles fällt in tie-
fen Schlaf. Natürlich, man probt 
für die Premieren im September, 
man geht auf die Sommerfesti-
vals. Aber man tut das alles in 
einer entspannteren Weise als im 
März oder November. Man tut es 
fast träumerisch, geborgen in der 
Schwüle des Sommers.

Abgesehen von einem Besuch 
auf dem Filmfestival Locarno 
und ein paar Probentagen in Bel-
gien war ich in keinen abgedun-
kelten Räumen. Letztes Jahr 
probte ich intensiv an «Empire», 
vorletztes Jahr war ich an der 
Biennale in Venedig und quälte 
junge europäische Künstler mit 
einem Workshop. Diesen August 
nichts davon. Ich schwamm mit 
den Kindern im Meer, und da je-
der Druck weg war, schrieb ich 
viel: ein Drehbuch, ein paar Es-
says, unter anderem über Ursina 
Lardi, mit der ich ab September 
wieder an «Lenin» proben werde.

Und ich las viel, aber völlig ziel-
los. Romane von Boris Sawinkow, 
das faszinierende «Was auf dem 
Spiel steht» von Philipp Blom, ein 
Buch der halb vergessenen Kathy 
Acker und die «Chronicles» von 
Bob Dylan. Zum vielleicht zehnten 
Mal in meinem Leben las ich die 
«Orestie» von Aischylos, die ich 
im Nordirak auf die Bühne brin-
gen werde. Und wenn es abends 
etwas abkühlte und die Kinder im 
Bett waren, schauten wir auf der 
Veranda «Twin Peaks».

Vor allem aber las ich, wie jeden 
Sommer, Denis Johnson. Ver-
gangenen Mai ist er gestorben. 
Ich habe mich nie bemüht, ihn 
kennen zu lernen, und das bereue 
ich jetzt. Seine Bücher erzeugen 
in mir eine Art Verzweiflung, ge-
paart mit grosser seelischer Hel-
ligkeit. Ich meine diese haltlose 
Verstörung, wie nur wirkliche 
Kunst sie über uns bringt. Man 
versteht nicht, woher dieser 
Mensch dies alles weiss und be-
schreiben kann. So schrecklich 
und wahr sind Johnsons Ge-
schichten. Seine Figuren verfol-
gen mich wirklich, wie Träume in 
der Kindheit. «Train Dreams» ist 
die beste Erzählung, die es gibt in 
dieser Welt – und vielleicht auch 
noch in ein paar anderen.

Der Sommer also: Zeit des 
 Lesens. Der Sommer, das ist der 
Süden, das sind die erstarrten 
Eidechsen, die an der Mauer 
 kleben und auf einmal mit abge-
hackten Bewegungen in einer 
 Ritze verschwinden. Und natürlich 
das orchestrale Schnarren der 
 Zikaden. Wenn es aus geheimnis-
vollen Gründen plötzlich abbricht, 
entsteht ein Loch im Hirn, ja 
eigentlich im Dasein. Und genau-
so ist es mit dem August, denke 
ich. Wenn er plötzlich vorbei ist, 
dann erschrickt man, als hätte er 
ewig fortdauern müssen.

Rau

Milo Rau ist Theaterautor, 
 Regisseur und Essayist

Das Ende 
des  
Augusts

Eine Ausschaffung nach Nigeria  
mit eigens gechartertem Sonder-
flugzeug kostet die Schweiz 14 000 
Franken. Setzt man den Rückzu-
führenden in einen Sammelflug 
der EU, sind es nur 3000 Franken. 
Dies berechneten Bund und Kan-
tone schon 2015. Und beschlos-
sen, häufiger an den internationa-
len Transporten teilzunehmen.

Nur gab es ein Problem: Die 
Schweiz setzte systematisch 
Zwangsmassnahmen ein. Was sich 
nicht mit der zurückhaltenden 
europäischen Praxis vertrug. Also 
gelobte man einen grundlegenden  
Systemwechsel, führte auf 2016 
eine neue Richtlinie ein. Nur noch 
im Extremfall sollten Auszuschaf-
fende gefesselt werden.

Offenbar ein leeres Verspre-
chen. Laut Beobachtern sah die 
Polizei zuletzt trotz neuem Regle-
ment gerade einmal in 18 Prozent 
aller Fälle von Handfesseln ab.

Dass sich alle anderen Auszu-
schaffenden so renitent verhielten, 
dass sie eine ernsthafte Gefahr dar-
stellten, fällt schwer zu glauben. 
So waren laut dem Bericht der Na-
tionalen Kommission zur Verhü-

tung von Folter (NKVF) 64 Kin-
der unter den 316 Ausgeschafften.

Der Sonderflug ist das letzte 
Mittel. Wer an Bord sitzt, liess die 
Möglichkeit verstreichen, freiwil-
lig mit dem Linienflug auszurei-
sen. Natürlich sind darunter Per-
sonen, bei denen Handfesseln ge-
rechtfertigt sind, weil sie aggressiv 
auftreten. Das liegt aber oft  daran, 
dass sie von den Behörden kom-
plett überrumpelt wurden.

Laut Gesetz sind die kantona-
len Vollzugsbehörden dazu ver-
pflichtet, «einige Tage vor der 
Rückführung» ein Vorbereitungs-
gespräch zu führen. Vielerorts ig-
noriert man diesen Artikel, wie der 
Bericht der NKVF zeigt. Die Kan-
tone Bern, Genf, St. Gallen und 
Zürich informieren inhaftierte Per-
sonen erst am Abflugtag. Zeit, sich 
auf die Reise einzustellen, bleibt 
nicht. Im Aargau wird gar ganz auf 
das Gespräch verzichtet, wenn der 
Betroffene ein hohes Selbstgefähr-
dungspotenzial aufweist.

Detailliert sollten die Verant-
wortlichen aufzeigen, dass die Aus-
schaffung unvermeidbar ist. Dass 
es aber auch ohne Zwangsmass-

nahmen geht, solange man sich 
korrekt verhält. Stattdessen be-
mängelt die NKVF seit Jahren, 
dass Auszuschaffenden der eigent-
liche Zweck und das Ziel des Trans-
ports verheimlicht werden.

Wer die Betroffenen derart be-
handelt, der darf sich nicht wun-
dern, wenn diese gereizt in das 
Flugzeug steigen. Ausgerechnet 
Handschellen sollen dann die Ge-
müter beruhigen? Wohl kaum. Da-
mit lädt man die Situation nur zu-
sätzlich auf.

So wie im November 2014, als 
ein Schweizer Sonderflug nach Ni-
geria startete. Die 46 Polizisten 
hatten alle 23 Auszuschaffenden 
an Bord gefesselt. Während des ge-
samten Flugs hielt man diese  
Zwangsmassnahme aufrecht. Das 
rächte sich bei der Landung: Kaum 
befreit, prügelten die Nigerianer 
mit Händen und Füssen auf die 
Beamten ein. Vier Polizisten wur-
den verletzt.

Ein unmenschliches Verhalten, 
das die Prügler an den Tag legten. 
Aber wie Menschen dürften sie 
sich an jenem Tag auch nicht ge-
fühlt haben. Schweiz�―�8

Reden  
kann entfesseln

Handschellen machen Sonderflüge nicht sicherer. Das Problem beginnt aber früher,  
bei der schlechten Vorbereitung der Auszuschaffenden, findet Roland Gamp

Roland Gamp 
Nachrichtenredaktor
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«Wer Betroffene 
derart behandelt, 
darf sich nicht 
wundern, wenn 
sie gereizt in das 
Flugzeug steigen»


